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Ein Stück ſoziales Elend.
Jm Auftrage des Kongreſſes deutſcher Städteſtatiſtiker hat

der Leiter des ſtatiſtiſchen Amts der Stadt Leipzig, Pro-
feſſor E. Haſſe, die Ergebniſſe der Zählung von 1890 zu
ſammengeſtellt, ſoweit ſie ſich auf Wohnnngsverhältniſſe in
Großſtädten beziehen. Aus 21 Städten ſind Nachrichten
eingelaufen, und wenn die daraus gewonnenen Tabellen auch
immer noch an einigen Unvollkommenheiten leiden, die ihre
Vergleichbarkeit beeinträchtigen, ſo ſind doch gegen frühere
Publikationen die Fortſchritte unverkennbar. Bei der
nächſten Aufnahme (1895) wird durch Annahme eines ge
meinſamen Fragebogens eine größere Uebereinſtimmung er
zielt werden.

Wir geben die wichtigſten Reſultate dieſer Zuſammen
ſtellung wieder, indem wir die 1885er in Klammer zur Ver
gleichung beifügen. Es exiſtierten Kellerwohnungen in Berlin
28265, gleich 7,7 Proz. aller bewohnten Wohnungen
(9,1 Proz.), in welchen 117 702 (118 333) gleich 7,6 Proz.
(9,9) aller Einwohner lebten. Iſt in dieſer Beziehung ein
Fortſchritt unverkennbar, ſo iſt daraus leider noch nicht ohne
weiteres eine Beſſerung in der Lebenshaltung zu ſchließen.
Denn einmal kommt für Berlin nicht das Gebiet der Stadt,
ſondern auch das der Vororte in Betracht, über welche gar
keine Angaben vorliegen. Sodann iſt der Rückgang des
Zuzuges nach der Reichshauptſtadt zu beachten, der ſich hier
ſtatiſtiſch in den ſtark geſtiegenen Ziffern der leerſtehenden
Wohnungen äußert, und der übrigens damit zuſammenhängt,
daß Tauſende von neuanziehenden Exiſtenzen, die zwar in
Berlin ihre Arbeit und ihre Beamtenſtellungen haben, doch
in den Vororten wohnen. Jmmerhin kann die Minderung
der Kellerwohnungen, welche eine hygieniſchbedenkliche Be
nnng repräſentieren, den Volksfreund nur mit Freude er

en.
Für Hamburg lauten die betreffenden Angaben 8077

(6946) gleich 6,7 (6,9) Proz. mit einer Bevölkerung von
36 542 (31 381) gleich 6,4 (6,9). Proz. der Geſamtbevöl
kerung. Auch hier ein wenn auch geringer Rückgang. Dafür
weiſt die Nachbarſtadt Hamburgs, Altona, geradezu er
ſchreckende Ziffern auf. 2811 (15,14) gleich 8,5 (7,1) Proz.
aller Wohnungen ſind Kellerwohnungen, in denen nicht weniger
als 12 450 (5996) gleich 8,7 (6,6) Proz. der Geſamtbevöl-
kerung leben. Faſt ebenſo ſchlimm ſteht es damit in Kiel,
für welche Stadt nur die Reſultate der letzten Aufnahme
vorliegen: 1157 gleich 8,1 Proz. Wohnungen, 5361 gleich
7,8 Proz. der Bevölkerung. Recht ungünſtige Verhältniſſe
weiſt auch Breslau auf: 3576 (3242) gleich 4,6 (5,3) Proz.
mit 14 270 (13 143) gleich 4,4 (4,5) Proz. der Bevölkerung.
Es folgen in einigem Abſtande Halle a. S., Königsberg in
Preußen, Dresden, Görlitz und Magdeburg, in den anderen
Städten beträgt der prozentuale Anteil der Kellerwohnungen
noch nicht 1 Proz.

Klaſſifizieren wir die Wohnungen nach der Zahl der heiz-
baren Zimmer, ſo tritt die ganze Miſere erſt in die rechte
Beleuchtung. Nicht weniger als 3376 (2974) „Wohnungen“
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Obgleich dieſes Zwiegeſpräch in engliſcher Sprache gehalten
wurde, erriet Leopold vollſtändig deſſen Jnhalt. Smith
ſagte zu ihm bewegt: „Auf denn, mein Herr! Wir müſſen
ſcheiden! Nehmen Sie keinen ſchlechten Begriff mit ſich fort
von einem ſehr unglücklichen Manne!“ „Jch denke durch-
aus nicht ſchlecht über Sie!“ erwiderte Leopold. „Jch habe
ein tiefes Mitleid mit Jhnen, da ich Sie gegen ein böſes
Laſter ankämpfen ſah. Laſſen Sie mich hoffen, daß es
Jhrem Willen gelingen wird, dieſes Laſter noch zu bekämpfen
und daß wir uns noch eines Tages wiederſehen werden.“

„Wir werden uns niemals wiederſehen, denn ich werde
mich niemals beſſern unterbrach ihn Smith. „Es iſt ſchon
zu ſpät und jetzt, wo Sie fortgehen. Vergeſſen Sie mich!
Jch werde elend ſterben, aufgezehrt von der Flamme, die
mir das Herz verbrennt, oder bei einem Schiffbruche wie eine
Ratte ertrinken. Vergeſſen Sie mich alſo, ich wiederhole es
Jhnen und leben Sie wohl!“

Er reichte Leopold die Hand und drückte ſie freundſchaft-
lich. Dann fragte er den Offizier ganz leiſe, ob er genug
Geld habe, um ſeine Reiſe bezahlen zu können und offerierte
ihm ſeine Börſe. Leopold dankte. Sein Portemonnaie ſei
genügend gefüllt, auch hoffte er in Granville Freunde zu
treffen, die ihm nötigenfalls aushelfen könnten. Noch ein
Lebewohl und er ſtieg in das Boot hinunter, während Smith,
über das Geländer gelehnt, die Vorbereitungen zur Abfahrt
überwachte. Jm Augenblicke, als man die Stricke löſte, ſagte
der Kapitän in engliſcher Sprache, ſo laut, daß es die ganze
Mannſchaft hören konnte: „Sie haben meiner Revolver,
Herr Leutnant! Bedienen Sie ſich desſelben bei dem geringſten
Ungehorſam und bei der geringſten Andeutung einer Revolte.

Halle a. S., Donnerstag den 26. Oktober 1893.

ohne jeden heizbaren Raum wurden in Berlin gezählt, faſt
1 Proz. der Geſamtheit (i. J. 1885), in denen 8324 (7675)
Menſchen, gleich 0,5 r aller zu hauſen gezwungen waren.
Es iſt alſo in dieſer Beziehung nicht der geringſte Fortſchritt
auch nur relativ erzielt worden, während die abſolute Zahl
noch beträchtlich anwuchs. Für Hamburg lauten die bezw.
Ziffern 750 (407) gleich 0,6 (0,4) Proz. alſo wieder
ſteigend! mit einer Bevölkerung von 2582 (1389) Per-
ſonen, gleich Oo,4 Proz. Und wieder das düſterſte Bild:
Altona mit 425 (256) derartigen menſchenunwürdigen Be-
hauſungen, gleich 1,3 (1,2) Proz. und 1491 (816), gleich
1 Proz. aller. Hierzu iſt jeder Kommentar überflüſſig. Und
gänzlich frei von dieſem Schandfleck auf unſerer ſo viel ge
prieſenen Kultur iſt keine einzige Stadt!

Bereits in einer früheren Betrachtung über dasſelbe Thema
war ausgeführt und ſtatiſtiſch belegt worden, daß der weit-
aus größere Teil der großſtädtiſchen Bevölkerung Woh-
nungen inne hat, die aus einer Stube beſtehen die mit
und ohne Zubehör ſind in den Tabellen nicht überall ſtreng
geſchieden. Solcher Wohnungen gab es in Berlin nicht
weniger als 183291, gleich 50 Proz. der Geſamtheit.
An der Spitze ſteht hier aber Magdeburg, in welcher Stadt
ſogar 55,5 Proz. aller Wohnungen und faſt 50 Proz. aller
Bewohner ſich damit behelfen müſſen. Nur um die Ziffern
nicht allzu ſehr zu häufen, verzichten wir auf weitere Einzel
heiten, die aller Orten traurig genug ſind.

Endlich noch einige Worte bezüglich der „übervölkerten“
Wohnungen, bei denen leider Berlin fehlt. Hier ſteht es
am ſchlimmſten in Breslau. Dort wurden Wohnungen
mit ſechs und mehr Bewohnern gezählt: 3 ohne heizbaren
Raum, 4908 gleich 6,3 Proz. aller mit einem Zimmer
ohne Zubehör, 2615 (1) gleich 3,3 Proz. aller mit Zubehör,
endlich 166 mit zwei heizbaren Zimmern, die von elf und
mehr Perſonen bewohnt wurden. Aeußerſt ſchlechte Ver
hältniſſe weiſt auch Leipzig, insbeſondere das „neue“, (die
Vororte) auf, ferner Königsberg in Pr., Halle a. S., Altona
und Görlitz. Doch wozu alle die Bilder des Jammers weiter

entrollen (Berl. „VolksZtg.“)
Rundſchau.

Herr Dr. W r Meyer hat in einer liberalen
Verſammlung in Breslau geſprochen, in welcher er ſich
wie gewöhnlich um alle heiklen Fragen herumdrückte. Es
war ihm offenbar peinlich zu Mut; er behauptete, noch auf
dem Standpunkt des alten Parteiprogramms zu ſtehen. Seine
Stellung zur Militärvorlage könne er damit rechtfertigen,
daß ihm ſein Gewiſſen ſagte: „Alex. Meyer, Du mußt
Ja! ſagen.“ Ueber dieſes patriotiſche Gewiſſen auch!
Wenn es nun künftig im Reichstage zur Abſtimmung über
die wichtigen Steuervorlagen, Tabakſteuer, Weinſteuer, die
unſer Wirtſchaftsleben ſo empfindlich zu ſchädigen geeignet
ſind, kommt, dann wird dem Herrn Alexander Meyer
wohl dasſelbe Gewiſſen zuraunen: „Alexander Meyer, Du
mußt Ja! ſagen“, obwohl dasſelbe Gewiſſen dem Herrn Dr.

Außerdem werde ich von hier aus alles beobachten und
wehe dem, der gegen meinen Willen handeln ſollte! Er
würde mir nach ſeiner Rückkehr ſtrenge Rechenſchaft zu geben
haben. Jetzt abſtoßen!“

Und das Boot wendete ſich nach Jerſey zu, unter der
Anſtrengung von vier kräftigen Ruderern. Während der
kurzen Ueberfahrt richtete Harcourt kein Wort an die
Matroſen; auch ſie verhielten ſich ruhig. Kapitän Smith
ſtand unbeweglich auf ſeinem Platze auf der Brücke. Mit
dem Fernrohr am Auge verfolgte er aufmerkſam jede Be
wegung des Bootes.

Man ſetzte Harcourt ans Land. Während er der Behörde
gegenüber die üblichen Formalitäten erledigte, beeilte man
ich, die offene See zu gewinnen. Smith hatte jetzt ſeinen
Poſten verlaſſen und kann man den Grund dafür leicht
erraten. Als er ſeinen Schützling in Sicherheit wußte,
erwachte ſeine ſchreckliche Leidenſchaft wieder. Jn dem
Augenblicke, in welchem das Schiff ſich in Bewegung ſetzte,
kommandierte der Kapitän nicht mehr; derſelbe lag ſchon,
gleich einer toten Maſſe, in einem Winkel ſeiner Kabine.
Nach kurzem Aufenthalte in Jerſey fand Harcourt Gelegen-
heit, ſich nach Granville zu begeben und wir wiſſen, wie er
an demſelben Abend in Plouhavel ankam, an welchem Georges
an Stelle des angeblichen Tom Sandons durch Steuerbeamte
und Seeleute verhaftet wurde.

XXIII.
Ein Bibelvers der Offenbarung Johannis.

Während ſich die bekannten Begebenheiten auf den weiten
Sandſtrecken abſpielten, war Patrick allein im Salon des
grauen Hauſes. Eine mit einem Lichtſchirme bedeckte Lampe
erleuchtete mit ihrem matten Scheine eine Menge Gegen-
ſtände, die einſt dem alten Lord gehörten und welche be-
ſtändig die Erinnerung des treuen Dieners belebten. Patrick
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Meyer vor der letzten Reichstagswahl in Halle eingab,
daß die durch die neue Heeresvermehrung notwendig gewor-
dene Mehrausgabe nur durch eine Belaſtung der ſtärkeren
Schultern ausgeglichen werden dürfe. Es iſt doch gut, daß
Herr Dr. Alexander Meyer ein Gewiſſen hat, auf das er
ſich berufen kann, und mit dem er ſich im Einklang befindet.
Er hat ſo nicht nötig, ſich über die nicht gehaltenen Ver
ſprechungen ſeiner Wähler graue Haare wachſen zu laſſen.

Ueber die Militärunterſuchungshaft Dr. Grad-
nauers ſchreibt die „Sächſ. Arbeiterztg.“ weiter

Gradnauer iſt Reſerviſt, iſt vor vier Wochen bereits aus der
achtwöchigen Uebung wieder entlaſſen und hat ſich mit beſonderer
Aus n t der Uebung geführt. Alle Welt beſtürmt uns mit
der Frage: Wie kann das Militärgericht einen Ziviliſtennach Abſolviernng ſeines Dienſtes noch einſtecken und

gegen ihn prozeſſieren?
ir haben uns beim Militärgericht erkundigt, welcherlei An-

ſchuldigung gegen Gradnauer vorliegt. Aber unſerm Rechtsanwalte
iſt jede Auskunft verweigert worden, trotz des Hinweiſes darauf,
daß vermutlich Gradnauer mangels Kenntnis der einſchlagenden
Beſtimmungen der Militärprozeßordnung ja nicht in der Lage iſt,
mit Beſchwerden ſich gegen die militärgerichtliche Verhaftung und
Prozeſſierung ſelbſt wehren.
Dieſer Fall von Militärjuſtiz gegen einen Ziviliſten wird um
o bedenklicher, wenn man erwägt, daß nach den Beſtimmungen
er jetzt geltenden (preußiſchen) Militärgerichtsordnung der An

e egn ſich nur durch eine Militärperſon verteidigen
laſſen kann, und auch durch eine ſolche nur dann, wenn ihm
mehr als 10 Jahre Strafe oder Tod droht!! 117.
Allerdings aber ſind die Strafandrohungen des Militärſtrafgeſetz
buches ſo drakoniſch und ſo dehnbar abgefaßt, daß es einem ſo
zialdemokratiſchen Wehrpflichtigen leicht paſſieren kann, Anklage
mit Ausſicht auf ſo hohe Strafen zu erhalten. 3. B. droht 8 100
des Mil. Str.G.B. im Falle der „Aufwiegelung“ („wer mehrere
Perſonen des J bloß anreizt, gemeinſchaftlich den
Vorgeſetzten den Gehorſam zu verweigern“) Gefängnis von min-
deſtens 5 bis 15 Jahren an, „ohne Rückſicht darauf, ob ein Erfolg
eingetreten iſt.“

Manche Genoſſen haben gemeint, gegen Gradnauer ſei Verdacht
eines ähnlichen Vergehens entſtanden, das er während ſeiner
Uebungszeit begangen haben ſolle. Allein, wenn nicht die Militär
behörde etwa das Geſetz anders r o iſt eine ſolche

Annahme durch die Beſtimmungen der Militärgerichtsordnung aus
eſchloſſen. Nach denſelben 6 regelt die Zuläſſigkeit militäriſcher
Interſuchung gegen Beurlaubte) kommen nur folgende Fälle in

Betracht 1. „Ungehorſam gegen Befehle, die Beurlaubten (außer
Dienſt) erteilt werden dürfen“; 2. „Deſertion“; 3. „wenn Beur
laubte ſich ganz beſtimmten Vergehen (außer Dienſt) in Uni
zu ſchulden kommen laſſen“; 4. „Jnſubordination bei Geſuchen
und Beſchwerden in militäriſchen Dienſtſachen“; 5. „Duelle beur-
laubter Landwehroffiziere“. Und auch die ſonſt einſchlagenden
Militärgeſetze Pee teils nur von Vergehen Beurlaubter, die
ſie ſich (außer Dienſt) in Uniform zu ſchulden kommen laſſen,
teils von Dingen, die bei Gradnauer nicht vorkommen konnten.
Gradnauer war aber ſelbſtverſtändlich froh, den nach
Ableiſtung ſeines Uebungsdienſtes wieder ausziehen zu können und
hat ſeitdem ihn nicht wieder getragen, zumal er kein Offizier, ſon
dern nur Unteroffizier iſt.

Dagegen giebt es in der Militärgerichtsordnung wohl Beſtim
mungen, die es erlauben, Beurlaubte militärgerichtlich zu verfolgen
wegen Vergehen, die vor dem Uebertritt in den Beurlaubtenſtand
begangen ſind (88 14 und 15). Nicht aber giebt es eine ähnliche
J eng die erlaubt, Dienſtvergehen eines Beurlaubten zu
verfolgen, die er als zum Dienſt eingezogener Beurlaubter be
gangen haben ſoll. Vielmehr iſt in 8 7 der Militär-Ge-
richtsordnung ausdrücklich der Militär-Gerichtsſtand
ſaß auf einem niedrigen Seſſel, wie er gewohnt war. Wenn
er ſich im Zimmer des Verſtorbenen befand, dachte er nicht
daran, ſich mit der Kinderarbeit zu beſchäftigen, die er nur
vornahm, wenn Perſonen anweſend waren, denen zu miß-
trauen er Gründe hatte. Er ließ den Kopf ſinken und
dachte nach. Jndeſſen erfüllte eine fieberhabte Erregung ſeine
düſteren Träumereien. Er heftete ſeine Blicke an einen
großen, leeren Fauteuil, in welchem er ſo oft den alten Lord
geſehen hatte und ſagte mit halber Stimme, gleichſam, als
ob er von Hallucinationen ergriffen wäre.

„Ja, ja, Mylord! Mein Gebieter! Jhr Tod wird ge-
rächt werden aber Sie wollen es gewiß nicht, daß das
edle Blut des letzten Mac-Aulay durch dieſe abſcheuliche
Maſchine, welche die Franzoſen bei Raubmördern verwenden,
vergoſſen, und daß Jhr berühmter Name für immer be-
ſchimpft werde! Ach, Gebieter, was ſoll ich thun Zeigen
Sie mir den Weg! Geben Sie mir Jhren Willen durch
irgend ein Zeichen kund! Wenn Jhr elender Erbe, wenn
dieſer Raubmörder bei der Ausführung irgend eines der
vielen Verbrechen, die er begeht, auf friſcher That abgefaßt
werden ſollte, ſo wird er der niedrigen Strafe dieſes Landes
für die ſchwerſten Verbrechen nicht entgehen. Ein
Zeichen, mein Gebieter! Jm Namen des Himmels, ein
Zeichen

Er blickte, wie geiſtesabweſend, rings umher. Alles blieb
unbeweglich und ruhig, nur der Seewind ſpielte mit einer
verroſteten Werterfahne hoch auf dem Dache. Patrick hatte
ſich wieder in tiefes Nachdenken verſenkt, als eine Thür
hinten im Garten heftig zuſchlug und der Sand in den
Alleen unter einem haſtigen Schritte laut knirſchte. Gleich-
zeitig hörte man in der Ferne ſchwache Rufe ertönen. Eine
Minute ſpäter ſtürzte ein keuchender Mann, ohne Hut, in
den Salon und fiel erſchöpft in den Seſſel. Es war Lord
Arthur Mac-Aulay. (Fortſetzung folgt.)



der Beurlaubten beſchränkt auf die Zeit „während der
Einberufung zu dienſtlichen Zwecken und ausdrückli
iſt ferner geſagt, daß „dieſer Gerichtsſtand mit dem Ablau
des Tages der Wiederentlaſſung aufhört

Hiernach bleibt bei Gradnauers militäriſcher Abführung, wenn
anders nicht die Militärbehörde das Geſetz ganz anders
auslegt, vernünftigerweiſe nur die Erklärung übrig, daß die
Militärbehörde irrtümlich ihre Zuſtändigkeit gegen den Be
urlaubten Gradnauer angenommen hat wegen eines angeblichen
Dienſtvergehens Gradnauers während ſeiner Uebungszeit.Wir de daher auf eine baldige Aufklärung wenigſtens über
die erſte Vorausſetzung des militäriſchen Verfahrens gegen den
Ziviliſten Gradnauer: den Grund ſeiner militäriſchen Verhaftung.

Jn die Angelegenheit Gradn auer ſollen auch noch andere
Genoſſen verwickelt ſein. Unſer Dresdner Bruderblatt be-
richtet darüber

Die „Dresdner Nachrichten melden, ein am rer
wohnender Handarbeiter, ein eifriger Sozialdemokrat, der kürzlid
u einer militäriſchen einberufen war, ſei von PolizeiLeamten in Zivil aus dem Bette geholt und verhaftet worden.

Uns iſt bis jetzt davon nichts bekannt, doch können dieſelben, falls
es ſich bewahrheitet, unter keinen Umſtänden etwas mit der Ver-
haftung Gradnauers zu thun haben. Gradnauer konnte nur durch
die Militärbehörde verhaftet werden, wenn er ſich väfgens ſeiner
Uebungszeit etwas zu ſchulden kommen ließ. Jn dieſer Zeit hat
er mit niemanden korreſpondiert und iſt auch hier niemand, der zu
derſelben Zeit und bei demſelben Regiment mit Gradnauer diente
und mit dieſem in Verkehr ſtand. Vollkommen unerklärlich iſt uns
erner, daß bei unſerem Genoſſen Brückner in Zittau (unſerem
ortigen Vertrauensmann) eine Hausſuchung ſtattfinden konnte,

Brückner konnte doch nur als Zeuge und nicht als Angeklagter
in Betracht kommen, und nach dem Geſetze können nur bei Be
chuldigten und nicht bei Zeugen Hausſuchungen ſtatt
nden. Wir glauben doch, daß man auch den Sozialdemokraten

aber die Geſetze wahren muß. Hoffentlich wird man uns
ald eine Aufklärung geben.

Wenn nur nicht die ganze Angelegenheit ausgeht, wie der
Fall Hoffmeiſter, und dieſer ging bekanntlich aus wie das
Hornberger Schießen. Das wäre ja an ſich recht erfreulich,
wenn der Verhaftete nicht während einer vielleicht monate-
langen Einkerkerung unausſtehliche Qualen erdulden müßte.

Noch unterm h Wohin die freie Konkurrenz führt, zeigt folgende Mitteilung der „Schwäbiſchen
Tagwacht“:

Das Militäreffektengeſchäft von Simon Flei-
ſcher hier (Stuttgart) iſt ſchon des Oeſteren in der „Schwä-
biſchen Tagwacht“ der Gegenſtand von für die Firma
allerdings nicht ſehr ſchmeichelhaften Beſprechungen ge
weſen. Es werden in dieſer Fabrik an Arbeiter und Ar
beiterinnen Löhne bezahlt, die jeder Gerechtigkeit Hohn
ſprechen und jeder Billigkeit ſpotten, ſo daß dem Unter
nehmer entweder ein unverhältnismäßig hoher Profit auf
Koſten der Arbeiter in der Taſche ſtecken bleiben muß, oder
aber müßte die Lieferung zu Preiſen übernommen worden
ſein, für welche ſelbſt die Zuchthäuſer nicht mehr liefern
können. Herr Simon Fleiſcher iſt beim hieſigen Gewerbe-
ich kein ſeltener Gaſt, denn mancher Arbeiter und manche

rbeiterin mußten den erbärmlichen Lohn, den ſie ſich mit
ihrem Schweiß doppelt und dreifach verdient haben, erſt noch
herausprozeſſieren. Vorige Woche ſtand Herr Simon Fleiſcher
wieder einmal vor dem Gewerbegericht, um ſich gegenüber
den Forderungen eines bei ihm beſchäftigten Zuſchneiders zu
verantworten. Der letztere hatte eine Anzahl Landwehr-
blouſen zur Fertigung in ſeiner Wohnung übernommen,
ohne daß ein feſter Preis ausgemacht worden war. Als der
Zuſchneider ſeine Arbeit ablieferte, erhielt er etwa die Hälfte
deſſen offeriert, was er bei den allerbeſcheidenſten Anſprüchen
zu fordern berechtigt war, nämlich achtzig Pfennig per Stück,
das iſt zwanzig Pfennig weniger, als die Zucht-
hausverwaltungen ſich per Stück bezahlen
laſſen! Die vernommenen Sachverſtändigen gaben an,
daß ein Schneider, auch wenn er von ſeiner Frau unter
ſtützt wird, mit einem geringeren Preiſe als 1.40 M. nicht
herauskommen könne. Dieſer geringſte Preis wurde dem
Kläger denn auch vom Gericht zugeſprochen.

Was ſagen nun diejenigen, welche jahraus jahrein von
der „Harmonie zwiſchen Kapital und Arbeit“ predigen, zu
ſolchen Zuſtänden, wo der freie Arbeiter ſo niedrig entlohnt
wird, daß ſelbſt die Zuchthauskonkurrenz nicht mehr dagegen
auffkommen kann Was ſagen die Prediger der chriſtlichen
Nächſtenliebe zu der „göttlichen Weltordnung“, in der Mann
und Weib zuſammen bei angeſtrengter Arbeit nicht ſo viel
verdienen, daß ſie ſich anſtändig und ehrlich durchſchlagen
können Soll hier vielleicht noch mehr geſpart werden, da-
mit das Unternehmertum ſeine Geldſäcke noch raſcher fülle?
Und wo bleibt denn in dieſer angeblich „gottgewollten“ Ord-
nung das traute Familienleben, die Erziehung der Kinder zu
rechtſchaffenen Gliedern der Geſellſchaft, wenn beide Eltern
zu Ehren des Kapitalismus um einen Hungerlohn frohnden
müſſen

Dieſe Erſcheinungen bilden aber nichts Abſonderliches, ſon
dern ſie ſind typiſch, ſie gehören zu den Alltäglichkeiten und
kommen nur dank dem Gewerbegericht jetzt etwas
häufiger ans Tageslicht als früher. Bedauerlich an der
Sache iſt aber auch, daß die Militärbehörden wie die Zivil-
behörden bei Vergebung ihrer Arbeiten garnichts danach
fragen, wie es iu gewerblicher Beziehung bei den Lieferanten
ausſieht, ob ſie Lehrlingszüchter oder Blutſauger ſind, die
ihre Arbeiter und Arbeiterinnen auf das Unverſchämteſte
ausnützen. Statt deſſen zahlen die Behörden vielfach ſelbſt
Hungerlöhne, können es aber nicht begreifen, warum die
Arbeiter ſo unzufrieden ſind und ſich mehr und mehr der
Sozialdemokratie als der alleinigen Helferin zuwenden.

Die glücklichen Bergleute! Die ſächſiſche Provin
zialſynode in Merſeburg hat ſich in ihrer Sitzung vom
18. d. M. mit den Bergleuten beſchäftigt, jedoch nicht in
bezug auf die dringendſten Forderungen der Bergleute, als
da ſind: Verkürzung der Schichtdauer, Beſeitigung des Wagen-
nullens, Einrichtung der Arbeiterausſchüſſe ec., ſondern in
bezug auf die dringendſten Forderungen der Orthodoxie.
Es hatte nämlich die „Kommiſſion für innere und äußere
Miſſion“ den Antrag geſtellt, die Synode wolle bei dem
königlichen Konſiſtorium befürworten, daß in den Bergwerks-
Diſtrikten die früher gebräuchlich geweſenen Morgen-
andachten der Bergleute vor der Schicht wieder
eingeführt und hierzu das von dem Ausſchuß für innere
Miſſion herausgegebene „Gebetbuch für Bergleute“

Gebrauch empfohlen würde. Die Synode nahm dieſen
ntrag einſtimmig an. Nun können ſich aber die Bergleute

freuen Aber wie eine kirchliche Behörde irgend einen Unter-
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nehmer zwingen kann, dieſe MorgenAndachten bei ſich ein
zuführen, iſt uns unerfindlich. Sollten jedoch einige Arbeit-
eber dem an ſie gerichteten Wunſche einer Behörde auf
inrichtung ſolcher Andachten nachkommen, vielleicht daß ihnen

die ſtaatlichen Betriebe dieſe Einrichtung vormachten, ſo würde
es ſich um die Frage handeln, ob die auf die Andachten zu
verwendende auf die Schichtzeit mit angerechnet würde
oder nicht. Wir ſind feſt überzeugt, daß ſich die Kapitaliſten
wohl dagegen verwahren würden, daß dieſe „Andachten“
während der Arbeitszeit ſtattfänden, denn wenn es an die
Schmälerung des Profits geht, ſind die Ausbeuter auch für
keinen „Gottesdienſt“ zu haben. Dieſe Fürſorge ſeitens der
Synode wird die Bergleute aber weder vor dem langſamen
Hungertode, noch vor dem raſchen Tode in der Grube ſchützen
und es iſt unſeres Wiſſens auch bisher noch in keiner der
zahlreichen bergmänniſchen Verſammlungen, in denen ſo viele
Forderungen ſo dringlich geltend gemacht worden ſind,
die Hilfe der inneren Miſſion und ihres „Gebetbuchs für
Bergleute“ in Anſpruch genommen worden.

Jn den Nuſſenrummel in Paris klingen auch recht
ſchrille Töne hinein. Als in der Nacht des 21. Oktober
die Ruſſen von einem ihnen zu Ehren gegebenen Ball im

otel de Ville zurückkamen, feuerte ein Mann Namens
duard Villiſſe fünf Revolverſchüſſe auf die vor dem

Hotel verſammelte Menge, von welchen jedoch keiner traf.
er Mann wurde ſofort verhaftet. Beim Verhör auf dem

Polizeikommiſſariat erklärte er, daß er „revolutionärer So-
zialiſt“ ſei, aber keiner Gruppe angehöre. „Jch handelte“

ſo fügte er hinzu „auf niemandes Befehl, und wenn
ich auf die Menge ſchoß, ſo geſchah es, weil ich außer mir
war, eine ſolche Plattheit zu ſehen. Dieſe blödſinnige Menge
verſetzte mich in Wut. Jch bin für das, was ich gethan,
vollſtändig verantwortlich“. Er ſagte ferner, daß er, aller
Hilfsquellen beraubt, wütend ſei, ſo viel Geld
verausgabt zuſehen, wenn die Armen vor Hunger
ſtürben. Er wurde nach der Polizeipräfektur gebracht.
Sein geiſtiger Zuſtand ſoll von den Aerzten unterſucht wer
den. Den Mann hat offenbar der Hunger unzurechnungs-
fähig gemacht. Den Anlaß zur That ſoll ein Geſangverein
gegeben haben, der vor dem Hotel die ruſſiſche Hymne ſang.

Als im April d. J. in Belgien der Kampf um das
allgemeine Stimmrecht entbrannte und die Arbeiter
partei ſich erhob, wurden viele Arbeiter „wegen Ausſchrei-
tungen und Angriffen auf die Arbeitsfreiheit“ zu Haftſtrafen
verurteilt. Die Arbeiterpartei fordert eine Amneſtie, und
auch fortſchrittliche Deputierte haben die Begnadigung aller
Verurteilten beantragt, bisher ohne Erfolg. Behufs Er-
langung einer Amneſtie hielt die Arbeiterpartei dieſer Tage
in Brüſſel eine öffentliche Verſammlung ab, in welcher der
Advokat Vandervelde Regierung und Behörden beſchuldigte,
die öffentlichen Freiheiten ärger als die Arbeiter verletzt zu
haben die bedingte Verurteilung bewillige man nur Spitz-
buben und Wucherern, nicht den für ihr Recht ſtreitenden
Arbeitern. Er mahnte die Arbeiter, nicht zu raſten, bis alle
Genoſſen befreit ſeien. Arbeiter Rens erklärte, daß die Ver
urteilten nichts anderes gethan hätten, als die Revolutionäre
von 1830, denen man heute Bildſäulen errichte. Viele
Redner forderten die Befreiung der Gefangenen mit Gewalt,
die Erſtürmung der Baſtillen! Schließlich wurden die
Kammern 'aufgefordert, eine volle Amneſtie zu erlaſſen.
Ueberdies ſoll am 29. d. M., dem Tage der Haftentlaſſung
des Brüſſeler Arbeiterführers Maes, eine Manifeſtation in
Szene geſetzt werden.

Bergarbeiterbewegung in Nordamerika. Unter
den Bergarbeitern in den Kohlenbezirken von Tenneſſee gärt
es gewaltig. Der Staat vermietet dort als Bergarbeiter
ſeine Sträflinge, deren Los geradezu furchtbar iſt, ſo ſchlecht
werden ſie verpflegt und behandelt. Die elende Beköſtigung
iſt amtlich durch eine offizielle ſtaatliche Kommiſſion feſtge-
ſtellt, aber Abhilfe wurde nicht geſchafft. Jn den Minen
von Lone Rock haben die Unglücklichen die Arbeit verweigert
und ſich des Pulvermagazins bemächtigt. Der Krieg kann
wieder einmal beginnen.

Arbeitsloſen alles das fabrizieren, was ſie brauchen, und
daß ſie ſo Produzenten und Konſumenten zugleich werden.
Der Mann iſt ſtark in ſchönen utopiſchen Jdeen.

Jn welchem Maße der Sklavenhandel in Aſien
betrieben wird, dürfte aus folgender Nachricht, welche der
„Times“ unterm 18. d. Mts. aus Kalkutta zuging, zu er
ſehen ſein: Ein Brief aus Gunttu meldet, daß der Emir
von Afghaniſtan die im Hazara-Kriege gemachten Gefangenen
als Sklaven verkauft. Der Erlös wird darauf verwandt
werden, die Koſten des Krieges zu beſtreiten. 10000 Per-
ſonen ſind verkauft worden.

Sozialdemokratiſcher Parteitag.

Köln a. Rh., den 24. Oktober 1893.
Die e u r wird von Singer eröffnet und geleitet.

Auf der Tribüne wohnt Karl Henckell, der bekannte Lyriker der
Partei, den Verhandlungen bei. Aus Stuttgart iſt mit mehreren
ſüddeutſchen Delegierten Frau Klara Zetkin angekommen.

Die Diskuſſion über die Parteipreſſe, Landagitation u. ſ. w.
wird fortgeſetzt.

Parteiſekretär Richard Fiſcher weiſt die gegen den „Vor-
wärts“ S S zurück. Schönlank habe geſagt, die
Kräfte der Redaktion würden zu ſehr durch die parlamentariſcheThätigkeit ihrer Mitglieder ar werden. Der Parteivor
ſtand ſei z dieſer Anſicht. underbar ſei es nur, daß gerade
Schönlank dieſen Vorwurf erhoben habe, der, da er noch am
„Vorwärts“ war, das ſtrikte Gegenteil davon gethan und ein
Mandat angenommen. Das habe zu heftigen Auseinander
ſetzungen mit Schönlank geführt, der Vorſtand glaubte verlangen
J müſſen, daß ein leitender Redakteur des „Vorwärts“ dem

latte ſeine ganze Kraft zur Verfügung ſtellt. Ein ſolcher Ver-
trauenspoſten erhebt ſo hohe Anſprüche an die Leiſtungsfähigkeit,
daß er auf jedes weitere Ehrenamt verzichten kann und ſeine Ar-
beitskraft dieſer einen Ehrenſtellung allein widmen muß. Der
zweite Redakteur hat ſich erſt notwendig gemacht, als Schönlank
ſeine parlamentariſche Thätigkeit ausüben mußte. Der W
hatte das ſchon e w An dem Rücktritt Schönlanks ſei
nicht Rückſichtsloſigkeit des Parteivorſtandes ſchuld, ſondern die
Eigenart Schönlanks, der die Neigung beſitzt, recht oft die Stel
lung zu wechſeln, und ſofort kündigte, als der Vorſtand nicht ſo
fort ſeinen Wünſchen willfahren wollte. Genoſſe Arons habe
mit ſeinen Vorwürfen durchaus unrecht gehabt, zu Rückſichtsloſig-
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werden. Der Vorſtand betrachte die Preſſe nicht als milchende
Kuh, die Partei habe 55000 M. für die Parteipreſſe ausgegeben,
der „Vorwärts“ hat nur 40000 M. Ueberſchuß erzielt. Freilich
iſt es nicht möglich, dieſe 40000 M. allein wieder in den „Vor
wärts“ hineinzuſtecken, daß reichen unſere Mittel nicht aus. An
tüchtigen Redakteuren iſt Mangel, wir wollen auch die geiſtigen
Kräfte, die in der Provinz ſegensreich wirken, nicht ſtören und
können nicht alle nach Berlin bringen. Geſtern hat Genoſſe Fuchs
uns eine Liſte von Schriftſtellern aufgezählt, einer davon war vor
kurzem noch im Lager der Gegner thätig. Wir brauchen doch
Leute, die ſich in der Partei ſchon verdient gemacht haben, nicht
ſolche, von denen wir nicht wiſſen, ob ſie morgen wieder im
Lager der Gegner ſind und die nur zu uns kommen, weil ſie auf
eine Stellung bei uns hoffen. Gerade in der letzten Zeit haben
wir mit dem verbummelten Studententum und verkommenen
Journaliſtentum ſehr traurige Erfahrungen h. (Beifall.)

Stolten- Hamburg (Redakteur des „Echo“) verteidigt die
„Neue Welt“ und den „Vorwärts“ gegen die Vorwürfe. Die
„Neue Welt“ ſei jetzt beſſer als früher, wo ſie ganz „gründeutſch“
war. Die realiſtiſche Litteratur, wie ſt vorzugsweiſe in der
„Neuen Welt“ gepflegt worden, ſei eine für die Mehrzahl der Ge
noſſen durchaus unverdauliche Koſt. Das Lob, welches dem
„Echo“ geſpendet worden, betrachte er nur als eine negative Bos
heit gegen den „Vorwärts“. Das Hamburger „Echo“ werde hier
gelobt, in Hamburg werde es gerade ſo getadelt, wie hier der„Vorwärts“. Es habe eben den Vorteil, nicht Zentralorgan zu
t und iſt nur den heran von Hamburg und Umgegend be-
annt. Wären die Genoſſen aus dem nen Reiche Leſer des

„Echo“, es würde hier über das Blatt auch ſehr geklagt werden.
(Beifall und WAn der weiteren Debatte nehmen Frau Eichhorn Dresden,
W Elberfeld, Zeßner-London, Stubenrein-Oppenheim, Prinz-
Frankfurt (Main) LehmannDortmund teil.

Schumann-vBielefeld bittet um Veröffentlichung einer Liſte der
Vertrauensperſonen, die allwöchentlich herausgegeben werden ſoll.

Frau Schneider-Köln bittet, die Litteratur der Partei mehr
für die Frauen paſſend z machen. Sie h e ſich über einen
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iſſe. Der tand iſt auch nicht inene

Roman in der „Neuen Welt“, in dem die Hauptfigur eine Frau
mit unedlem Charakter iſt. Man ſolle doch Romane bringen, in
denen edle Frauen geſchildert werden. Unter großer Heiterkeit be
klagt ſie ſich über ein im „Süddeutſchen Poſtillon“ erſchienenes
Titelbild, das in zwei weiblichen Karikaturen die beiden Städte
Leipzig und Berlin allegoriſch darſtellt. „Die Vlaffen ſagt ſie
unter erneuter Heiterkeit, „verſtehen es ſehr gut, unſere Frauen zu
verarbeiten, nehmen wir uns ein Beiſpiel daran

Gutſche- Hannover wendet ſich gegen die Gründung eines
neuen e Der „Vorwärts“ ſei vielen zu umfangreich, das Wochenblatt werde noch einer größeren Anzahl von
Genoſſen zu wenig bieten. Von dem Wochenblatt werde auch zu
viel verlangt. Man ſolle die vorhandenen Blätter tadellos aus
geſtalten, ehe man eine Neugründung vornehme.

Die Diskuſſion wird geſchloſſen, ehe aber der Referent Auer
das Schlußwort erhält, werden die Mandatprüfungen erledigt.

W erſtattet den Bericht der Mandatprüfungs
kommiſſion. 180 Mandate wurden danach für gültig erklärt, ein
Mandat aus r und ein von Frauen undMädchen Münchens ausgeſtelltes Mandat für Frau Urban wur
den von der Kommiſſion wegen formaler Unregelmäßigkeiten für
ungültig erklärt. Gegen den Delegierten Antrick-Berlin liegt ein
s vor, in welchem anrpte wird, daß er das Mandat der
Vorſpiegelung verdanke, daß er Angehöriger einer Gewerkſchafts
n alen ei. Von anderer Sei e wird aber dieſe gehanptzng
widerlegt. Der Parteitag möge entſcheiden, was richtig ſei. Aus
Solingen liegen 6 Mandate vor. Dieſe Mandate beantragt die
Kommiſſion der bekannten Streitigkeiten wegen ſämtlich zu bean
ſtanden und eine Kommiſſion zu wählen, welche die Angelegen-
heiten des Ausſchluſſes von 9 Solinger Genoſſen, worunter ſich
auch die Delegierten befinden, näher zu unterſuchen hat.
Stadtha e n beantragt, das Mandat des Delegierten Dr. Hey
mann aus Berlin IV an die Kommiſſion zur nochmaligen Prü-
fung zu verweiſen, da Heymann bei ſeiner Wahl verſchwiegen
habe, daß er zur Zeit der Wahl nicht einer politiſchen gani
ſation W eine Bedingung, die die Delegierten des
vierten Berliner Wahlkreiſes zu erfüllen hatten. ſ

Heymann weiſt den Vorwurf der Unaufrichtigkeit entſchieden
zurück, er ſei garnicht gelrggt worden, ob er einer politiſchen Or-
ganiſation angehöre. Nachdem Bebel für Dr. Heymann eingetreten
iſt, wird ſein Mandat faſt einſtimmig für gültig erklärt. Ebenſo
wird das Mandat Antricks nach kurzer Debatte für gültig erklärt.
J die Gültigkeit des Friedeberger Mandats tritt Parteiſekretär

iſcher ein. Der Parteitag beſchließt, das Mandat anzuerkennen.
Eine längere Debatte entſpinnt ſich über die Mandate der So-

linger Delegierten. Ein Teil will ſämtliche Solinger Mandate
für gültig, ein anderer Teil will ſie ſämtlich für ungültig erklärt
wiſſen. Man iſt allgemein der r daß der Solinger Streit,
der ſehr gehäſſig und rein perſönlich geführt wird, endlich aus der
Welt geſchafft wird.

Bebel tritt für den Antrag der r
auf Einſetzung einer Kommiſſion ein; er meint, die Kommiſſion
ſolle ein Mißbilligungsvotum gegen beide Teile erlaſſen, denn auf
beiden Seiten ſei viel geſündigt worden. Auf weſſen Seite der
rößte Teil der Schuld liege, wolle er nicht unterſuchen. Die
olinger Affaire ſei ſehr betrübend. Bei der letzten Reichstags

wahl habe ſich der unerhörte Fall ereignet, daß ſich zum Gau-
dium der Gegner in Solingen zwei Kandidaten der ſozialdemo-
kratiſchen Partei gegenüber geſtanden haben.

Abgeordneter SchumacherSolingen: Der Streit iſt ſehr
perſönlich und ich Jhnen, daß Sie nicht gern mit in
befaſſen wollen. Aber die Sache hat doch ihre ernſte Seite. Iſt
das was man mir vorwirft, ſo kann ich nicht länger Par-
teigenoſſe ſein. Man be ichtigt mich des Diebſtahls, man behauptet,
ich hätte von einem reichen Rheder Geld bekommen, damit ich in
der Frage der Dampferſubvention für die oſtafrikaniſche Linie ſo
ſtimmen ſollte, wie ich geſtimmt habe. Man beſchuldigt mich, ich
hätte in Berlin eine zweite Frau. (Große Heiterkeit Ja, Sie
lachen darüber, aber meine Frau und meine Kinder zu Hauſe lachen
über ſolche Dinge nicht. (Sehr richtig Eine Kommiſſion muß
ſprechen, ſie muß entſcheiden, ob ich noch länger Parteigenoſſe
bleiben darf. Nehmen Sie den Antrag auf Einſetzung einer Kom-
miſſion an. Ter Antrag der Mandatsprüfungskommiſſion wird
angenommen.

bgeordneter Auer hält nun ſein Schlußwort zum erſten Punkt
der Tagesordnung. Der Redner geht auf die einzelnen Aus
ſtellungen ein, die im Laufe der Debatte worden ſind. Er
widerlegt die Einwendungen, die auf die Drucklegung und die Ver
ſendung der Flugblätter gemacht worden ſind, an der Hand ſeiner
langjährigen r en. Den Genoſſen, die die Tabakſteuer in
den Vordergrund geſtellt wiſſen wollten, erwiderte er, daß der
Vorſtand der r war, die Agitation würde intenſiver ſein,
wenn, ſie von den Tabakarbeitern ſelbſt ausgeht und nicht gleich
am auf Kommando des Parteivorſtandes. Was ſonſt über die

gitation, namentlich über die Landagitation geſagt worden iſt,
war nicht neu. Zu konſtatieren iſt jedoch, daß die Landagitation
koloſſale Fortſchritte gemacht hat. Selbſt in den entlegenſtenWinkeln Nieder-Bayerns denken die Bauern jetzt anders als fru er.

Sie fangen jetzt an, uns als Retter in der Not zu betrachten, dem
ſie ſich in die Arme werfen. Natürlich iſt noch eine Rieſenarbeit
zu leiſten, wird aber allmählich geleiſtet werden. Das Ver-
langen nach Abwechſelung unter den Verſammlungsrednern iſt
ungerechtfertigt. Der Pfarrer auf dem Dorfe bleibt ja au
immer erſelbe (Heiterkeit). Man nehme ſich ein Beiſpiel und die
Sache geht auch, wenn man es nur richtig anfängt. Am zahl
reichſten waren die Ausſtellungen an der Parteipreſſe. Die Kon
trolleure haben nicht recht mit ihrem Vorwurf, daß wir das Geld
für die Preſſe mit vollen Händen ausgegeben hätten. Die eigent-
lich letztjährige Unterſtützung betrug nur 16 000 M die anderen
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nicht feſtſtellen, als nicht der richtige Mann für den Redakteur
ten gpid en ſei. Die Redaktions verhältniſſe beim „Vorwärts“
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mißlich, das kommt daher, weil die meiſten Redakteure die
edaktion nur im Nebenamt führen.
Liebknecht iſt von 12 Monaten fünf Monate im Jahre nicht

Redakteur. Gerade Schönlank, der hier die Frage angeſchnitten
hat, trägt die Hauptſchuld an den Mißlichkeiten. Wir glaubten
in ihm den leitenden Redakteur gefunden zu haben, den wir
brauchten. Wir haben ihn mit anfgehobenen gebeten,
kein t smandat anzunehmen, er hat es doch gethan. Sach
lich beſtehen keine r m dieſe haben in perſön
lichen Dingen ihren Grund. ir ſind nicht ſo ſchlechte Geſchäfts
leute, daß wir nicht wüßten, jeder Groſchen, den wir zur Ver-
beſſerung des Jnhalts des „Vorwärts“ anwenden, trägt uns Wucher-
inſen ein. Wir ſitzen nicht J Geldſack wie ein alter Geiz-ha s und zahlen Gehälter für die Redaktion, wie ſie wo anders

unerhört ſind. Gewiß, in der bürgerlichen Preſſe werden noch
öhere Gehälter gezahlt, aber wir dürfen nicht immer nach dieſer

ite ſehen, ſondern müſſen daran denken, daß wir eine ſozial-
demokratiſche Partei ſind, in der ſehr viele recht tüchtige und
brave Parteigenoſſen noch mit 25 Mark pro Woche bezahlt werden.

ch erinnere an die Aeußerung von Hoffmann--Zeitz, er wolle
ieber im „Vorwärts“ als Redakteur an einem Provinz-blatte ſein. Schönlank durfte uns hier nicht „Geizknü pel
nennen. Den e jüdiſchen Blutes hat der vecheen
in ſeiner Mitte, daß er's weiß, wie Geld anzulegen iſt. (Große

eiterkeit) Die Debatte über den „Vorwärts“ hat uns nicht ge-
chadet, aber es iſt bedauerlich, daß gerade derjenige, der uns
elfen ſollte, Ordnung zu ſchaffen, und doch von uns fortgegangen

iſt, hier als erſter Angreifer r iſt. Der Redner geht
hierauf kurz auf die zu den erſten drei Punkten der Tagesordnung
eſtellten Anträge ein, die er in der Mehrzahl als unannehmbarbe eichnet. Er Fließ unter lebhaftem Beial der Delegierten.

dachdem noch Meiſter im Namen der Kontrolleure um Decharge
Erteilung für den Vorſtand und den Parteikaſſierer gebeten hat
und dieſe erteilt iſt, erfolgt die Abſtimmung über die einzelnen
Anträge.

Ein Antrag der Parteigenoſſen des 4. Berliner und des Teltow-
Beeskower Wahlkreiſes:

„Die alljährlich beim „Vorwärts“ erzielten großen Ueberſchüſſe
künftig zum Teil zur Bereicherung des Jnhalts, insbeſondere durch
Verſtärkung des Redaktionsperſonals zu verwenden, damit der
„Vorwärts ſeiner Aufgabe, der Partei als Agitationsmittel und
den ſozialdemokratiſchen Provinzialpreſſen als Materialquelle zu
dienen, in beſſerer Weiſe genügen kann, als das bisher möglich war“
wird angenommen.

Es folgt die Abſtimmung über die das Zentralwochenblatt be-
treffenden Anträge. Als der prägnanteſte kommt der folgende
zuerſt an die Reihe

„Der Parteitag beſchließt die Gründung eines wöchentlich er
ſcheinenden offiziellen Parteiorgans, welches einen Ueberblick in
dem iedgema gen politiſchen Fortſchritt in der Partei, überſicht-
liche und wiſſenſchaftliche Artikel und die wichtigſten Korreſpon-
denzen vom Jn und Auslande bringt. Jm Jntereſſe der dere
nen im Ausland iſt das Erſcheinen des Blattes abſolut
nötig.“

Es wird namentliche Abſtimmung beliebt und der Antrag mit
134 Stimmen gegen 66 Stimmen angenommen. Alle andern auf
das Zentralwochenblatt bezüglichen Anträge werden hiermit für
erledigt gehalten.
Ein Antrag der Metzer Parteigenoſſen: „alljährlich mindeſtens

ein Flugblatt herauszugeben, event. die Mittel dazu zu bewilligen.
Dieſes Flugblatt muß in deutſcher und franzöſiſcher Sprache ge-
druckt werden, da nahezu zwei Drittel der Bevölkerung nur fran
zöſiſch ſpricht“, wird mit großer Majorität angenommen.

Ein Antrag, den Parteivorſtand aufzufordern, für eine gute
Jugendlitteratur Sorge zu tragen, wird faſt einſtimmig ange
nommen.

Ein Antrag an Gründung eines h ger Parteiblattes in
Köln wird dem Vorſtande zur Berückſichtigung überwieſen, ebenſo
ein Antrag a Bewilligung von Mitteln, die ein tägliches Er
ſcheinen der „Elſaß-Lothringiſchen Volkszeitung“ ermöglichen.

Ein Antrag, in der Parteipreſſe die Fremdwörter möglichſt zu
vermeiden, wird angenommen, dagegen der Antrag EggersAltona,
für die Redakteure der Parteiblätter und die c
eine Maximalgrenze für die Gehälter feſtzuſetzen, wird abgelehnt.

Ein Antrag der Genoſſen Berlin I: „Die politiſch wie gewerk-
ſchaftlich r Genoſſen müſſen ſich völlig der Agitation
widmen und nicht durch ar zu Landsmannſchaften oder
ar etea ſogenannter Vergnügungsvereine, Klubs c. ihreParteipflicht vernuchläſſigen wird angenommen.

e a noch ein Antrag: „Der Parteitag beauftragt
den Parteivorſtand, in die ultramontanen Wahlkreiſe Rheinland
und Weſtfalens einige befähigte Redner, die insbeſondere Weſen
d u und des Katholizismus genau kennen, zu entſenden“,

nnahme.
Eine große Anzahl Anträge wird abgelehnt, da ſie entweder

nicht ausführbar oder von zu kleinlichen Rückſichten diktiert ſind.
chluß der Sitzung 65 Uhr.

Lokales und Provinzielles.
Halle a S., 25. Oktober.

Stadtverordneten Sitzung vom 23. Oktober. Vorſitzender:
Stadtv.Vorſteher r

Den Mitgliedern der rn iſt von ſeiten des Magi-ſtrats der Bericht über den Stand der Gemeindeangelegenheiten
zugegangen. Der Vorſitzende äußert ſeine Befriedigung über die
prompte Vorlegung desſelben.

Eine Petition des Brauereibeſitzers Albert Morell, welche die
Rückerſtattun Brauſteuer erſtrebt, wird der Petitions-
torwi ſion überwieſen.

die Verhandlungen letzter Sitzung, wona

ordnung geſchritten wird. a1. „Entwurf eines Statuts für das Hoſpital fällt aus, weil

noch nicht ſpruchreif. e S2. Ein Geſuch der Fabrikbeſitzerin Spatz geb. Danneel in Frei-
imfelde, eine ihr Beſitztum von den im Abbruch befindlichen Kabel

äuſern trennende Mauer ſtehen zu laſſen und ihr das unter der
elben liegende Land für den Preis von 6 M. pro Quadratmeter
u verkaufen, wird abgelehnt, dagegen wird ein weiteres Geſuch
erſelben, dieſe Mauer bis auf jederzeitigen z ſtehen zu

laſſen, wogegen die pp. Spatz ſich verpflichtet, auf Erfordern die
r e auf ihre Koſten zu beſeitigen, mit der Bedingung angenommen,
aß die die Unterhaltung dieſer Mauer bis zum

eventuellen Abbruch übernimmt. Referenten Stadtv. Heiſer
und Billing.

3. Ein von dem Hausbeſitzer Kobe hier beantragter weiterer
Beitrag zur dte des von ihm für den öffentlichen Ver-
kehr auf jederzeitigen Widerruf freigegebenen Durchgangs durch
ſein Grundſtück nach dem Königsplatze wird in der erforderlichen

öhe von 46.70 M. bewilligt, a dem Widerſpruche der

olgt die Verleſung und Genehmigung des Protokolls über
zur Beratung der Tages-

tadtv. Pfaul und Kobert, welche die Beleuchtung des Hofes
dieſes Grundſtücks mittels einer vorhanden geweſenen Gaslaterne
als die Pflicht des pp. Kobe erachteten. Referent Stadtv. Apelt.

4. Von dem Finalabſchluß der Gottesackerkaſſe pro 1892/93 wird
Kenntnis genommen, eingetretene Ueberſchreitungen in Höhe von
776.92 M. werden genehmigt. Bemerkenswert äus dem Bericht
des Ref. Stadtv. p. Ut iſt die Mitteilung, daß die Anlage einerWaſſerleitung 5450 M. Koſten veranlaßt hat und daß die Ein-

nahme von Erbbegräbnisſtellen ſich von 30900 M. im genannten
Etatsjahr auf ca. 22000 M. verringert hat. Referent bemerkt
hierbei, daß man daraus erſehen könne, daß auch hier die gegen-
wrig herrſchenden drückenden Verhältniſſe mitſprechen.

5. Die am 25. September d. J. vertagte Entlaſtung der Rech
nung der Trottoirkaſſe pro 1891792 erfolgt heute, nachdem in der

i Se e au worden. Filziger nicht ins Blaue hine eeben 5 h en en
e
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tdie Trottoiriſierung des Bürge n vor dem Reitbahngrund-

tück erlaſſen worden ſei. Es war ſeitens des Magiſtrats vöraus-
Cle worden, daß die Univerſitätsverwaltung bei dem ſpäteren
Erwerb des Grundſtücks durch die Stadt vie Koſten doch

ſichern c in Anſatz bringen würde. Ref. Stadtv. Apelt.
G. Folgende vom Stadtv. Richter und Genoſſen an den Ma-

giſtrat gegt Anfragen:
1. Jſt es zutreffend, daß denjenigen Bürgern, welche im vorigen

d gegen die ausgelegte Liſte der ſtimmfähigen Bürger
ſpruch erhoben haben, ein Beſcheid nicht zugegangen iſt
2. Iſt es ferner richtig, daß von denjenigen Perſonen, welche

mit einem Einkommen von 600 bis 1050 M. ſeit der letzten
Stadtverordnetenwa neu in die Liſte der ſtimmfähigen Bürger
aufgenommen ſind, bis jetzt ein Bürgerrechtsgeld nicht einge
fordert worden iſt ewerden unter ausgedehnter Begründung ſeitens des Bürgermeiſter

Dr. Schmidt, der Stadtv. Herzfeld und Bethcke bejaht.
Der Referent Stadtv. Richter betont, daß durch den n
daß infolge der Auffaſſung des Magiſtrats über die Einführung
des neuen Regulativs betreffend Erhebung des Bürgerrechtsgeldesein ſehr großer Teil der in die Se Wähler
von der Zahlung des Bürgerrechtsgeldes befreit bleibe, der Zuſtand
hervorgerufen ſei, daß nun zweierlei Wähler zu einem und dem
ſelben Zwecke h v Bürgermeiſter Schmidt tritt in

eiſe, ebenſo die anderen genannten Redner gegen
den Vorwurf der Verſchleppung beregter Angelegenheit ein. Als
wichtigſtes Moment des zortrags iſt folgender Punkt hervorzu-
hehen: Das neue Regulativ über die Erhebung von Bürgerrechts
geld iſt am 28. Auguſt d. J. in der „SaaleZeitung“ publiziert
und mithin dem Schlußſa desſelben gemäß mit dem 29. Auguſt
d. J. in Kraft etreten. Eine rückwirkende Kraft auf diejenigen,
welche vor Einführung dieſes neuen Regulativs bereits länger
als ein Jahr ortsanſäſſig waren, kann dasſelbe nicht haben;
dagegen müſſen diejenigen, welche das Bürgerrecht nach dem Zeit

unkte der Jnkrafttretung des neuen Regülativs erwerben aller-
ings das Bürgerrechtsgeld zahlen.“ Stadtv. Herzfeld hebit

daß die ben die Stammrolle erhobenen Proteſte von der
Verſammlung abgelehnt worden ſeien. Daß überdies die durch
3 Juriſten der Verſammlung und den Stadtv. Richter verſtärkte
Finanzkommiſſion in ihrer 5 dieſer Frage am 23. Februar
d. J. zu der Anſchauung Pangte aß eine Vertagung der Sache
bis zur Je trelung eines Bürgerrechtsgeld-Pegulativs notwendig
ei. Nachdem dies Regulativ am 29. Auguſt d. J. gültig geworden,ei die Finanzkommiſſion dennoch auf ihrem früheren Ekandpuntt

verblieben, daß die Einwendungen gegen die Burgerliſte nicht zu
Recht beſtehen. Auch haben ſich die Stadtv. Rechtsanwälte Keil und
tie auf beſonderes Befragen mit dieſem Beſchluß der
miſſion einverſtanden erklärt auch Herr Richt er habe ſich den Er
klärungen der Majorität angeſchloſſen Einen praktiſchen Erfolg könn-
ten für dieſes ihr die erhobenen Einſprüche gegen die Wählerliſte
nicht haben. Nachdem Stadtv. Richter u. a. noch erklärt, daß wohl
alle Mitglieder der r bei der Abſtimmung über das
BürgerrechtsgeldRegulativ die Meinung gehegt haben, daß jederrig Stimmberechtigte auch en gen hergerd entrichten ſolle

aß es nicht Wähler zweierlei Güte geben ſolle, daß es ihm fern
liege, den Wählern der neuen Kategorie die 3 M. „abknöpfen“ zu
wollen nachdem ferner r Schmidt noch erörtert,
daß es im Belieben der Stadt läge, ebenſo wie ſie ein
Bürgerrechtsgeld eingeführt habe, für gewiſſe Einkommenklaſſen
gänzlich von der Erhebung eines ſolchen abzuſehen, und nachdem
derſelbe in Erwiderung eines Einwandes des Stadtv. Richter
erklärt, daß er keinen Unterſchied zwiſchen „ſtimmfähigen“ und
„wahlberechtigten Bürgern zu machen wiſſe, obzwar in der
Städteordnung von ſtimmfähigen Bürgern die Rede ſei, wird dieſe
Angelegenheit als erledigt erachtet. Der Vorſitzende hatte
die Knie als eine zweckloſe bezeichnet und einen Tadel
der Verſammlung ſeitens eines Mitgliedes derſelben für etwas in
ſeiner langen Praxis als Vorſitzender noch nicht Dageweſenes be
eichnet und gerügt. Stadtv. Richter erklärte, daß nach dem
usdruck des Vorſitzenden es für die Folge wer gemacht würde,

irgend welche zur Klarlegung von ſchwebenden wichtigen Fragen
notwendige Interpellationen zu unterbreiten; im übrigen glaube
er der Verſammlung den Vorwurf garnicht gemacht zu
haben, in ſeiner Abſicht habe dies wenigſtens nicht gelegen.

7. Die Rechnungen des Gymnaſiums pro 1890/91 und 1891/92
werden entlaſtet. Erſtere balanciert iu Einnahme und Ausgabe
mit 110635.61 M. letztere weiſt auf in Einnahme 109221.32 M.
in Ausgabe 108821.32 M., ſowie einen Beſtand von 400 M.
Ref. Stadtv. Klinkhardt.

8. Entlaſtet werden die Rechnungen der Realſchule pro 1889 90,
1890/91 und 1891 92, welche in Einnahme und Ausgabe mit
47 360.66 M., 58 152.12 M. und 65 317,63 M. balancieren. Der
Referent Stadtv. Kobert äußert den Wunſch, daß das Stipen-
dium der Parow-Stiftung auch halleſchen Kindern endet
werden möge; bisher ſei dasſelbe nur Auswärtigen zugefloſſen, e
einem ſolchen 3 Jahre hintereinander. Die Verſammlung ſchlicßt

ſich dieſem Wunſche au. x9. Die Rechnungen der Kaſſe der Arbeitsanſtalt der Volks
ſchulen pro 1890/91 und 1891/92 werden geingan entlaſtet. Die
erſtere weiſt auf: in Einnahme 3174.05 M., in Ausgabe 3156.99

ark, Beſtand 17.06 M,, letztere: in Einnahme 1291.08 M.,
in Ausgabe 1290.50 M., Beſtand 58 Pf. Ref.'Stadtv. Herm.

10. Die in Einnahme und Ausgabe mit 45427.11 M. balan-
cierende Rechnung der höheren n d r pro 1889/90 wird
gleichfalls entlaſtet, Ref. Stadtv. Kobert.

11. Auch die in Einnahme und Ausgabe mit 20825.76 M.
balancierende Rechnung der gewerblichen Zeichenſchule pro 1, April
1892 93 wird entlaſtet. Nach einer Bemerkung des Referenten
Stadtv. Lwowski a ſich die Einnahme an Schulgeld im
letzten Jahre weſentlich verringert, was derſelbe dem Druck der
gegenwärtigen Verhältniſſe dur Laſt legt.

12., 13 und 14, betreffend die Petitionen wegen „Vergebung
ſtädtiſcher Arbeiten“, „Anſchluß an die ſtädtiſche Waſſerleitung
und „Ankauf von Terrain an der Südſtraße“ fallen aus, weil in
den Kommiſſionen noch nicht erledigt.

15. Der dreieckige Platz, welcher ſich zwiſchen dem Grundſtück
Spitze 26 und der Ufermauer derHerrſcherſaale an der Brücke der
Pfännerſchaftlichen Saline befindet, welche die Rohrſtränge für
die Ueberleitung der Soole nach der Saline trägt, wird unter
Feſtſtellung einer alljährlich zu zahlenden Anerkennungsgebühr von
1.50 M. und einiger anderer Bedingungen an die Konſolidierte
Halleſche Pfännerſchaft weiter vermietet. Ref. Stadtv. Sachs.

16. Eine im Kellergeſchoß der Volksſchule in der Henrietten-
ſtraße belegene Wohnung wird dem Kriminal-Polizeiſergeanten
Stahn gegen eine Jahresmiete von 10 Proz. ſeines Gehaltes vom
1. Januar 1894 ab mietsweiſe überlaſſen. Das Gehalt des pp.
Stahn beträgt vom 1. April nächſten Jahres ab 1300 M. jährlich.
Ref. Stadtv. Billin g.

Als dringliche Sache wird die Wahl eines Mitgliedes für den
W Der Vorſitzende teilt mit, daß dertadtv. Schmidt dies Amt wahrſcheinlich aus Anlaß des Vor-

kommniſſes in letzter Sitzung, welches durch die Anrechnung des
der Johanneskirche neugeſchenkten Hoſpital-Terrains von 1000
Quadratmetern zu nur 5 M. pro Quadratmeter r
worden ſei, niedergelegt habe, bei einer Wiederwahl dasſelbe aber
auch wieder annehmen werde. Nachdem Stadtv. Elze beſtätigend
erklärte, daß er von Herrn Stadtv. Schmidt perſönlich erfahren,
daß er das Amt wieder annehmen würde, wird derſelbe aufs neue
zum Mitglied des Hoſpital-Vorſtandes gewählt. Das Hauptmotiv
zur Amtsniederlegung des Stadtv. Schmidt, der erklärt a
im Hoſpitalvorſtand energiſch gegen die Berechnung des Ackers
mit nur 5 M. eintreten zu wollen, beruhte jedenfalls in der etwas
ſchroff klingenden Erklärung des Stadtrats Joch mus: daß der
Vorſtand des Hoſpitals über Vermögensangelegenheiten desſelben

arnichts zu ſagen be daß hierin die Verſammlung völlig freies

Verfügungsrecht habe. 8 IZum Schluß macht der Vorſitzende Mitteilung von einer ſeitens
des Stadtv. Welſch und acht Genoſſen eingebrachten Petition,
welche den Magiſtrat erſucht, bei der Hafenbahn- Geſellſchaft dahin
einzuwirken, daß auf der den Böllbergerweg und die Pulverweiden

er

Finanzkommiſſion ſeitens des Wohin ts darüber Attiann n ge-
worden iſt, weshalb der Univerſitätsverwaltung die Zahlung

u
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Landeskirche ausgeſchieden iſt, ar das 1893/94 einen

o ginge der Bigeo Lehranſtalten erhalten zu der Sonnabend
orſtellung „Der

tag an ausgehändigt.
Von der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe iſt wieder

ein Stückchen abgebröckelt, indem auch der nächſte Sonntag als
der letzte vor dem katholiſchen Fattage Allerheiligen in Halle und
dem Saalkreis für den Verkauf von Blumen und Kränzen auf die
Dauer von 10 Stunden, die nicht in die für den ſog.
Gottesdienſt feſtgeſetzten Stunden fallen dürfen, freigegeben iſt.
Das letzte Loch in der für die Handelsangeſtellten mühſam er
rungenen Sonntagsruhe wird dieſe Maßregel jedenfalls noch nicht
ſein die konſequente Durchführung derſelben ſetzt eben notwendig
eine nach ſozialdemokratiſchen Grundſätzen geregelte Wirtſchafts
weiſe voraus.

Merſeburg. Die Kapitalien, welche zu Verſicherungszwecken
angeſammelt werden, namentlich ſoweit dies durch die heutige

Form des Alters und r r n veranlaßt wird, bilden bekanntlich anſehnliche Summen. So hat auch
die hier domizilierte n Sachſen Anhalt ſchon
mehrere Millionen aufgeſpart. Dieſe Summen ſind bisher in
Staatspapieren angelegt worden, doch glaubt der Vorſtand ſich
ein Verdienſt zu erwerben, wenn er dieſelben den Bevölkerungs-
kreiſen zugänglich macht, denen ſie nach ſeiner Auffaſſung
entſtammen. Es iſt daher im „Land wirtſchaftlichen Cen-
tralblatt“ angezeigt worden, daß der Vorſtand größere Summen
auf Grundſtück-Hypotheken herzuleihen bereit iſt, doch hat dieſe
Maßregel bisher keinen nennenswerten Erfolg gehabt. under-
bar iſt dies ja nicht, denn wie viele Geſchäftsmänner, die über
haupt derartige Kapitalien brauchen können, leſen denn das „Land-
Pirſchaftuche Centralblatt“ Lehrreich iſt die ganze Sache aber
inſofern, als aus derſelben der Büreaukratismus herausſchaut, der
die Kreiſe, in denen jenes Blatt geleſen wird, auch als diejenigen
betrachtet, denen die für die Alters- und Jnvaliditäts Verſicherung
aufgebrachten Gelder entſtammen. Eine beſonders hohe Auffaſſung
von denjenigen Ständen, die ſich erlauben neben der Landwirt-
ſchaft im Deutſchen Reiche ihre Exiſtenz zu friſten, geht hieraus
jedenfalls nicht hervor.

Prozeß Ahlwardt vor dem Reichsgeritht.
(Nachdruck verboten.)

Leipzig, 24. Oktober. Vor dem 2. Strafſenate des Reichs
gerichts kam heute der Prozeß gegen den Rektor a. D. Hermann
Ahlwardt in Berlin zur Verhandlung, welcher am 27. Junivom dortigen Land ericht l wegen Beleidigung der preußiſchen
Juſtizbeamten und Juſtizbehörden zu 3 Monaten Gefängnis ver
urteilt worden iſt. Der Anklage lag zu grunde eine Rede, welche
Ahlwardt am 29. Oktober 1891 in einer Volksverſammlung in Eſſen
über unſere Juſtiz gehalten hat. Er ſprach zunächſt von dem
Unterſchied zwiſchen Germanen und Semiten, ſchilderte dann den
Einfluß der Juden auf die verſchiedenen Stände, den Bauernſtand,
den Handwerkerſtand und ferner auf den Bamtenſtand. Er äußerte
dabei u. a. folgendes: Der Beamtenſtand ſei durch die Juden
korrumpiert, viele höchſte Staatsbeamte ſeien verſchuldet und faſt
die Hälfte derſelben korrumpiert. Je höher der Beamte ſtehe, deſto
mehr ſei er der Verſuchung der Juden ausgeſetzt und deſto öfter

er infolge jüdiſchen Einfluſſes ſeiner Stellung 37würrig ie
eamten ſeien zu 60 Proz. verſchuldet. Jn Beziehung auf Rechts

pflichten äußerte er ſich wie folgt: Der Germane gelte vor S
als Luft; er müſſe ſich, wolle er ſein Recht ſuchen, einen Sach-
verſtändigen nehmen, das e germaniſche Volk ſei vor Gericht
vollſtändig entmündigt. as habe ſich der Jude zu Nutzen ge
macht, und daher rühre das ſtarke Hervortreten des jüdiſchen Ele
mentes in der Juſtig Derjenige, der nicht den Sack voll Geld
habe, ſei rechtlos. Es ſei vielfach andem, daß diejenigen die weit
nach oben ſtänden, die vollkommenſten Lumpe ſeien. Von Jahr
zu Jahr werde das Judentum in der Juſtiz ſtärker und mächtiger,für àden Juden gebe es keine Gerechtigkeit mehr, denn ber re
Jude könne manches Verbrechen begehen. die Juſtiz finde ihn
nicht. Bei dem armen Jungen, der im Bätckerlgden vielleicht ausNot für 10 rig Brot ſtehle, da treffe ſie ihn blind da
treffe abſolut ſicher das römiſche Recht. Er wolle an einzelnen
Beiſpielen zeigen, wie entſetzlich weit die Korrrvtion in der
guſti, vorgeſchritten ſei. Die Binde müſſe der Juſtiz vor den

ugen bleiben, wenn es ſich um hohe Perſonen handle. Wo ſo
etwas vorkomme, müſſe man doch ſagen, daß Zuſtände in der
Juſtiz herrſchen, die das Volk ſich nicht gefallen laſſen könne.Trete ein Mann dagegen auf und mache er ſich unbequem, ſo

perre man ihn ins Narrenhaus. Ebenſo komme es auch vor, daß
rauen lüſterner Männer ins Narrenhaus geſperrt würden, damit

den Männern die Wiederverheiratung ermöglicht werde. Soweit
Ahlwardt in ſeiner Rede. Das Gericht hat dieſe Aeußerungen als
erwieſen angenommen. Daß jene Kundgebungen, ſagt das Urteil,
ſich nur gegen einen nicht abgegrenzten und nicht erkennbar ge
machten Teil der preußiſchen Staatsbeamten richten, ergiebt
chon aus der äußeren Form der jene Behauptungen weiter aus
ührenden Aeußerungen, daß viele hchne Staatsbeamte verſchuldet
ſeien und faſt die Hälfte korrumpiert, daß der Beamte öfter ſeiner
Stellung unwürdig ſei und die eamten zu 60 Proz. verſchuldet

er Gedankengang war hierbei offenbar der, daß diejenigen
eamten, die verſchuldet und dadurch in Abhängigkeit von Juden

geraten ſeien, unter dem Einfluſſe des Judentums ihre Pflicht ver
letzten. Der Angeklagte hat auch eine Kritik des heutigen rkeß
verfahrens gegeben und von Lumpen geſprochen c. r hat mit
dieſen Behauptungen gegen denjenigen Teil der Juſtizbehörden und
Juſtizbeamten, auf welchen dieſelben nach ſeiner Abſicht ſich be
zogen und den er mit jenen Aeußerungen hat treffen wollen, den
die angegriffenen Behörden und Beamten in ihrer Ehre ſchwer
verletzenden Vorwurf der Poarteilichkeit im Intereſſe der Juden
und bezw. der Korruption erhoben, und zwar trifft dieſer Vor
wurf ſolche Behörden und Beamten des Juſtizreſſorts, welchen
die Verfolgung und Verurteilung ſtrafbarerer Handlungen obliegt.
Daß auch mit dieſer Kundgebung nur ein nicht abgegrenzter undnicht erkennbar gemachter Teil der preußiſchen Juſtizbehörden und

Beamten angegriffen wird, ſich, abgeſehen von den oben
bezüglich der Staatsbeamten überhaupt erkennbar gemachten Ein-
ſchränkungen, ſchon aus den Ausdrücken, „es ſei vielfach andem“ und
„ent'etzlich weit ſei die Korruption vorgeſchritten“. Daß er den
Behörden auch unberechtigtes Einſperren hat vorwerfen wollen, iſt
nicht erwieſen worden. Das Gericht hat das Bewußtſein des
Angeklagten davon feſtgeſtellt, daß die Aeußerungen geeignet waren,
die Ehre der Betroffenen zu kränken. Die Behauptung beſtimmter
Thatſachen iſt nicht für erwieſen angeſehen worden, deshalb wurde
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nicht S 186, ſondern nur 185 angewendet. Der Schutz des Art. 27
der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 ſteht, ſo heißt es
weiter im Urteil, dem Angeklagten nur inſoweit zur Seite, als die
Aeußerungen ſich in den Grenzen der Strafgeſetze bewegen. Da-
rüber hinaus ſoll der Staatsbürger auch nach Art. 27 nicht ge
ſchützt ſein. Der Angeklagte hatte ſich ferner auf den Schutz des
S 193 Str. G.-B. berufen. Er konnte zwar in Ausübung des ihm
als Staatsbürger zuſtehenden Rechtes vermeintliche Mißſtände, welche
er auf den Einfluß des Judentums glaubte zurückführen zu müſſen,
auch öffentlich in Wahrnehmung eigener oder fremder berechtigter
Intereſſen zur Sprache bringen. Hierzu bedurfte er aber nicht
der beleidigenden Worte, die nicht zur Wahrnehmung berechtigter
Jntereſſen, ſondern nur bei Gelegenheit der Wahrnehmung ſolcher
gebraucht worden ſind. Wollte man ihm den Schutz des v 193
an ſich zubilligen, ſo würde er ſich gleichwohl ſtrafbar gemacht
haben, da er nicht nur das Bewußtſein des beleidigenden Charakters
ſeiner Aeußerungen gehabt, ſondern auch mit der Abſicht gehandelt

at, die von ihm angeariffenen Beamten und Behörden zu be-
eidigen. Schon aus den ſcharfen Worten iſt die Abſicht der Be

leidigung zu erkennen, dieſelbe folgt auch aus folgenden UmſtändenDer legetlage iſt geſtändig, Antiſemit zu ſein, und benutzt in

ſeinem Haß gegen das Judentum zu Angriffen gegen dasſelbe jede
ſich ihm darbietende Gelegenheit. So hat er auch mit ſeinem Vor-
trage, wie der ganze Jnhalt ergiebt, den Zweck verfolgt, das
Judentum anzugreifen, und daher mit der Abſicht gehandelt
nicht nur die darin genannten, von ihm als Juden wie Juden-
enoſſen gekennzeichneten Perſonen, ſondern au dige
eamten und Behörden, welche ſich nach ſeiner Meinung denJuden willfährig gezeigt, ſich mit ſolchen eingelaſſen Jaben

oder mit ihnen in Verbindung getreten ſind, zu beleidigen,
indem er dieſen Teil der Beamten und Behörden mit den oben
angegebenen Aeußerungen angriff. Das Thatbeſtandsmerkmal
der Oeffentlichkeit iſt feſtgeſtellt. Das Gericht hat nur eine ſtraf
bare Handlung angenommen und zwar eine Beleidigung der
Beamten in bezug auf ihren Beruf. Bei der Strafausmeſſung
iſt berückſichtigt worden, daß der Angeklagte, als er den Vortrag
ielt, noch nicht beſtraft war und während des Vortrages offen
ar von einer durch eingewurzelten Haß gegen das Judentum

hervorgerufenen Stimmung beherrſcht war, andererſeits aber iſt
in Betracht gezogen worden, daß die von dem Angeklagten
erhobenen gröblichen Verdächtigungen ſich gegen die Jntegrität
des preußiſchen Beamtentums richteten und dazu angethan waren,
das Vertrauen zu demſelben bei einem Teile der Bevölkerung zu
erſchüttern, und erſchien daher eine dreimonatige Gefängnisſtrafe
angemeſſen.
Die Reviſion rügt unter Il Verletzung des S 37722 in Ver-

bindung mit 8 22,1 der Str.-Pr.-O. Sämmtliche Richter, welche
mitgewirkt haben, ſo heißt es, waren Verletzte im Sinne des
s 221, da ſie zu den vom Angeklagten angeblich beleidigtenpreußiſchen Juſtizbeamten gehören. II. Verletzt iſt s 249 Str.-P.-O
Der Zeuge Polizeikommiſſar Gauck wußte in der Hanptverhand-
lung Beſtimmtes garnicht mehr zu bekunden. Seine früheren
Vernehmungen und Berichte ſind ihm ſeitens des Vorſitzenden
entgegen den S 249 und 252 derart vorgeleſen worden daß er
nur mit Ja oder Nein zu antworten brauchte. Nach S 68 Str.
Pr.-O. war der Zeuge zu veranlaſſen dasjenige, was ihm von
dem Gegenſtande ſeiner Vernehmung noch bekannt war, im Zu-
ſammenhange anzugeben. Wenn ſein Gedächtnis in der Haupt-
verhandlung nicht mehr ausreichte, ſo durften ihm höchſtens
an vorgelegt, nicht aber der ganze Bericht und die früheren

usſagen vorgeleſen werden. III. Verletzt iſt S 255 Str. Pr. O.dur Vexleſurg des ſeitens der Eſſener Polizeibehörde über den
Kriminalkommiſſar Gauck erſtatteten Berichtes, welcher als ein
Leumundszeugnis im Sinne des 8 255 anzuſehen iſt. IV. Das
Urteil läßt die Anwendung des S 262,1 Str. Pr.-O. (Schuldfrage
betreffend) nicht erkennen. V. Verletzt iſt 5 272 Str.-Pr.-O.,
inſofern das Protokoll nicht erſichtlich macht, daß dem Kriminal
kommiſſar Gauck ſein Bericht und ſeine früheren Ausſagen vor-
geleſen worden ſind. VI. Verletzt iſt durch Anwendung s 185
Str.G.B. Die angeblichen Aeußerungen des Angeklagten ent-
halten eine ſachliche Kritik von Zuſtänden und Einrichtungen,
aber keine Beleidigungen beſtimmter Perſonen oder einer be-

immten Mehrheit von Perſonen. VII. Durch Nichtanwendung
ind verletzt Art. 27 der Verfaſſung und S 193 Str.-G.B. Die

orſchrift des Art. 27 wird durch Subſummierung jeder tadelnden
Aeußerung zur Warnehmung berechtigter Jntereſſen und jeder
ſcharfen Kritik von Zuſtänden und Einrichtungen unter den Be-

leidigungsparagraphen gerade vereitelt. VIII. Durch Anwendung
verletzt iſt S 196. Die Behauptung, daß ein Stand zu einem
höheren oder geringeren Prozentſatze verſchuldet ſei oder daß ſich
Korruptionserſcheinungen bei ihm zeigen, iſt keine e wo
desſelben während der Ausübung ſeines Berufes oder in Beziehunauf dieſen Beruf. IX. Mit Rückſicht hierauf wird auch als dunch
Anwendung verletzt gerügt der 200 Str.-G. B., inſofern dem
Präſidium des Staatsminiſteriums die Publikationsbefugnis zu-
geſprochen worden iſt.

er Verteidiger, Herr Rechtsanwalt Friedrich von hier,führte noch folgendes aus: Nach den Feſiſtellungen müßten die
Richter, welche über den Angeklagten abgeurteilt haben, als Ver-
letzte gelten. Wenn ſie gleichwohl ihr Amt ausübten, ſo beruhe
das Urteil auf Geſetzesverletzung. Jn dem verleſenen Zeugnis
über den Polizeikommiſſar Gauck ſei ein Leumundszeugnis zu
erblicken, welches nicht verleſen werden durfte. Beleidigung in
Beziehung auf den Beruf liege nicht vor. Wenn ſie aber an-
genommen werde, ſo ſei ſie durch s 193 geſchützt. Die Aeußerungen
des Angeklagten ſeien vielleicht ſcharf, vielleicht manchmal etwas
übertrieben, aber nirgends laſſe ſich aus der Form oder den Um-
nd eine Abſicht, jemand zu beleidigen, herleiten. Andernfalls
chmälere man das Recht der öffentlichen Kritik.

Herr Reichsanwalt Galli erklärte die Reviſion für begründet
und beantragte die Aufhebung des Urteils. e führte folgendes
aus: Die Reviſion wird daranf geſtützt, daß auf Antrag der Ver
teidigung in der Vorinſtanz die amtliche Auskunft des Ober
bürgermeiſters zu Eſſen vom 17. Januar 1893 verleſen worden
iſt. Dieſe Auskunft charakteriſiert ſich in ihrem erſten Teile als
ein Zeugnis des vorgeſetzten Beamten über die außerdienſtliche
Führung des Gauck. Jm re Teile werden thatſächliche VorVant auf welche ſich die Verteidi ung u hatte, klar geſtellt.

enn man nun annehmen wollte, daß der Schwerpunkt des
ganzen Schriftſtückes in der Darlegung thatſächlicher ren
zu finden und nur nebenbei behufs beſſerer Klarſtellung dieſer
Vorgänge dabei die Führung des Gauck erwähnt worden wäre,
ſo würde nach diesſeitiger Auffaſſung ein Leumundszeugnis nicht
vorliegen. Allein der Fall liegt doch anders. Jn dem erſten
Teile des Schreibene wird von ar des Beamten ge
handelt, nicht von der Fähigkeit. Wie das Reichsgericht wieder
holt ausgeſprochen, fallen derartige Fi rungegtere unter den
Geſichtspunkt des Lenmundszeugniſſes. Die Verleſung hätte mit-
hin nicht erfolgen dürfen. Der Verſtoß wird auch dadurch nicht
eheilt, daß er auf Antrag der Verteidigung begangen iſt. Bei

Vergleichung des Erkenntniſſes mit dem Jnhalte des Zeugniſſes
wird man die Poyglichreit anerkennen müſſen, daß das fragliche
Zeugnis auf die Entſcheidung, welche von der Glaubwürdigkeit
des Zeugen Gauck ausgeht, von Einfluß geweſen iſt. Jch könnte
es bei Erörterung dieſes Punktes bewenden laſſen, möchte aber
doch noch die Rüge, betr. S 22,1 Str.-Pr.-O., herausgreifen,
welche Beſtimmung durch die Tat gkeit preußiſcher Richter ver
letzt ſein ſoll. Der 8 398 St.-Pr.-O. ermächtigt allerdings nur
zur Verweiſung einer Sache an ein benachbartes Gericht des
ſelben Bundesſtaates. Wenn man aber annimmt, daß ſämtliche
Gerichte dieſes Bundesſtaates verhindert ſind, ſo würde S 14 St.

in Frage kommen, und es werde nichts entgegenſtehen, das
Bericht eines anderen mit der Sache zu betrauen.

Es iſt indeſſen anzunehmen, daß die Richter, welche über den
Angeklagten aburteilten, nicht zu den Verletzten, d. h. Beleidigten,
gehören. Die Verweiſung an ein anderes Gericht erſcheint aber

i geboten. gDas Urteil erging dahin, daß das Urteil aufzuheben und die
Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen ſei. Die Entſcheidung
erfolgte im vollen Einklange mit den Ausführungrn des Reichs
anwaltes, weil ein Leumundszeugnis entgegen den prozeſſualen
Vorſchriften verleſen worden iſt. Auf die übrigen Beſchwerden
der Reviſion ging das Reichsgericht nicht ein.

ne e

Nah und Fern.
Zur Choleragefahr. Das Kaiſerliche Geſundheitsamt

macht folgende Cholerafälle bekannt: Jn Tilſit eine Erkrankung,
ein Todesfall. Jn Stettin eine, in Warſow, Kreis Randow,
zwei, in Havelberg fünf Neuerkrankungen mit einem Todesfall;
in Zerpenſchleife eine Erkrankung in Nauen und in Wittenberge
je ein tödlich verlaufener Krankheitsfall.

Litteratur.
Sozialpolitiſches Centralblatt, herausgegeben von Dr.

Heinrich Braun (Karl Heymanns Verlag in Berlin,
vierteljährlich 2.50 M.). Die ſoeben erſchienene Nr. 3
hat folgenden Jnhalt:

Die Wahlreformvorlage der öſterreichiſchen Regierung. Von
Engelbert Pernerſtorfer, Mitglied des öſterreichiſchen Reichsrats.

Der ſoziale Kongreß in Frankfurt a. M. Von Amtsrichter
Ernſt Lautenſchlager. Sozialpolitiſche Anträge im bayeriſchen
Landtag. Arbeitsnachweis in Holland. Landwirtſchaftliche
Berufsgenoſſenſchaften und Rentengüter in Oeſterreich. Zur
Sonntagsruhe im Schankwirtſchaftsbetrieb. r bei
ſtädtiſchen Bauten in Braunſchweig. Verbot von Fabrikarbeit
an Feſragen in gorice Die Ausdehnung der Unfallverſicherungin He terreich. Von Dr. Leo Verkauf c. c.

Briefkaſten der Kedaktion.
Königshütte in Ober Schleſien. Die Stadt hat nach unſerer

aus dem Jahre 1890 datierenden Quelle 32 072 Einwohner. Es
e o anzunehmen, daß die Zahl in der Zwiſchenzeit noch
geſtiegen iſt.

Teutſchenthal. Wenn Sie ſeit der Zeit her eine Forde-
rung hätten, ſo könnten Sie dieſelbe jetzt noch einklagen. Sie
jetzt wieder zur Arbeit anzunehmen dazu iſt der Arbeitgeber
nicht verpflichtet.

Quittung.
Auf Liſte Nr. 77 leer, 82 3.85, 95 leer, 115 2.10 M. eingegangen.
Erſuche die Part noen, welche Sammelliſten, (von 118 bis

160) in Händen haben, dieſe abzugeben, um neue in Empfannehmen zu können. Rap. 1 M. ſüt Parteizwecke, geſammelt bei
einer Kindtaufe für politiſch Verurteilte 2.05 M.

er Vertrauensmann: z. 3. Jähnig.

Standesamtliche UNatzrighien.
Halle, den 24. Oktober.

Aufgeboten: Der Handarbeiter Guſtav Apel und Anna Stolze
(Weißenfels und Ackerſtraße 4). Der Müller Karl Bollmann und
Klara Schwartz (Mücheln und a. d. Moritzkirche 5). Der Stein
ſetzer Otto Bandermann und Martha Schimpf (Dorotheenſtr. 18
und Ratswerder 15). Der Fleiſcher Wilhelm Scharf und Anna
Miehl (alte Promenade 17 und Berlin). Der Feuerwehrmann
Wilhelm Steinemann und Minna Stange (Kuhgaſſe 9 und Rat-
hausgaſſe 13). Der Handarbeiter Otto Kunze und Roſalie Hoff-
mann Giebichenſtein und Krauſenſtraße 14).

Geboren: Dem Handarbeiter Albert Donner ein S., Otto
Walther Arno n 15 Dem Muſiker Paul Weck ein S.,
Paul Eduard Albert (Friedrichſtraße 56). Dem Handarbeiter Al-
bert Opitz ein S., Friedrich Paul Ernſt (Langeſtraße 6). Dem

m Karl Walther eine T., Marie Char-
lotte Meckelſtraße 5). Dem Poſtſchaffner Wilhelm Kreſſe ein S.
Heinrich Rudolf Lindenſtraße 53). Dem Kutſcher Eduard Kermeß
eine T., Margarethe Erneſtine (Ankerſtraße 6). Dem Eiſendreher
Max Theuerkauf ein S. Konrad Walther (Liebenauerſtraße 173).
Dem Malermeiſter Guſtav Thielemann eine T., Liesbeth Wally
Gr Steinſtraße 64). Dem Zimmermann Heinrich Kadner ein S.
Otto Auguſt Willy (Ludwi e Dem Bahnarbeiter Hugo
Vögler ein S., Karl Otto (Mer h 15). Dem Zimmer-mann Franz Trojahn eine T., Luiſe (Entb.-Jnſt.) Dem Stadt-
bahnwagenführer Karl Hellige ein S., Willy Karl (Karlſtraße 21).
Ein unehel.

Geſtorben: Des Bürſtenmachermeiſter Franz Martini S.
Willy, 3 J. Geiſtſtraße 18). Des Tapezierer und Dekorateur
Paul Schotter T. Gertrud, 5 M. (Friedrichſtraße 6). Der Steuer-
Aufſeher Reinhold Weber, 49 J. Taubenſtraße 18). Die Witwe
Amalie Schaumburg geb. Günther, 66 J. (Barfüßerſtraße 13).
Des verſt. Handarbeiter Balzar Schmiady S. Friedrich, 5 M.
(Hirtengaſſe H. Des Wurſtträger Emanuel Richter T. Annag,
8 M. (Thorſtraße 37). Der Arbeiter Gottlieb Schulze, 68 J.
(Siechen-Anſtalt). Der Keſſelſchmied Karl Dietrich, 63 J. (Siechen-
Anſtalt). Ein unehel. S.

Für die Redaktion verantwortlich: Karl Krüger in Halle

Sozialdemokrat. Verein für Halle u. Umg.
Donnerstag den 26. Oktober abends 8 Uhr

im Gaſthaus zu den drei Königen, kleine Ulrichſtraße

Versammliunmg.
Tagesordnung: 1. Vortrag über: „Ein konſervatives Programm“. 2. Dis-

Der Vorſtand.
kuſſion. 3. Verſchiedenes.

Um zahlreiches Erſcheinen der Genoſſen erſucht

Donnersta i T.Statt Theater in Hals a. S. 7 Concorclia- Theater.
Donnerstag den 26. Oktober er reuner i 539. Vorſt. 32. Abonnements Vorſt. S e. Trhomaſiusſtr. 36. re

Anfang 7 Uhr. Ende 10 Uhr.
Farbe: gelb.

Die Großſtadtlnft.
Wilh. Engel, Blumenthalſtraße 23.

Donnerstag Geſellſchaft Ligetti.Schlachtefeſt. der SabineRaub der Vabinerinnen.
Schwank in 4 Akten.Schwank in 4 Akten von Oskar Blumen-

thal und Guſtav Kadelburg.
Perſonen:Grosse öffentliche

Arbeitsnachweis unbedingt notwendig
i Alle Gewerkſchaften werden gebeten, in dieſer Verſammlung zu

Der Einberufer.erſcheinen.

Metallarbeiterversammlung.
Sonnabend den 28. Okt. abends 8 Uhr in Freybergs Garten.
Referent: Redakteur Adolf Thiele aus Wurzen.

Tagesordnung: 1. Warum organiſieren wir uns 2. Jſt ein ſtädtiſcher

Martin Schröder, Fa

Gute Speiſekartoffeln Zentner
50 im ganzen billiger bei

F. Weher, gr. Klausſtr. 28.

Donnerstag den 26. Oktober.
Auftreten der ungariſch. Ballet-

Geſellſchaft Ligetti.
brikant Albert Kühne.Sabine, ſeine Tochter JennySchneider

Walther, Lenz, Rechts
anwalt Hans Schreiner. Neu eröffnet!

Der Pariſer Tangenichts.
Im Reſtaurant konzertiert täglich die

berühmte Damenkapelle Brümons.
Jm kl. Theaterſaal finden täglichAntonie, ſeine Frau A. Rinald-Pauli

Bernhard Gempe, ihr
Couſin Ad. Schumacher.Fritz Flemming, Jngen. Ferd. Rinald.

Dr. Cruſius Julius Haller.Frau Dr. Cruſius Rnna Liſſé.
Rektor Arnſtedt Edmund Doß.
Frau Rektor Arnſtedt Emeline Kreutzer
Marthe, Dienſtmädchen Johanna Platt.
Ein Tapezierer Max Rohrmann

Theatralischer Verein Fortunga.
Unſer Kränzchen

findet Sonnabend den 28. Oktober abends 8 Uhr im Glauchaiſchen
Der Vorſtand.Schützenhaus ſtatt.

in ſtets friſcher Oualität billigſt bei

Moritzzwinger 1 und Steinweg 26.

Feinſte
c Mecklenburg. Landſchweine

350 Pfd., zu billigſten
Tagespreiſen ſind ſtets zu haben.

Ig.

Sämtliche Kindernährmittel

E. Walthers Vaelkif.

Viehhof u. Delitzſcherſtraße 90,
gegenüb. dem Ruſſ. Hof.

Ein Diener Richard Ebert.
Nach dem 2. Akt Pauſe.

Freitag den 27. Oktober.
40. Vorſtellung. 33. Abonn. Vorſtellg.

Farbe: weiſz.
Figaros Hochzeit.

Oper in 4 Akten v. Wolfgang Amadeus
Mozart. Dichtung v. Lorenzo da Ponte,

deutſch von Knigge-Vulpius.

Walhalla Theater.
Direktion Richard Hubert

Neuer Spielplan!
Herr Bernhard Leitner, der mo-

derne „Herkules“ mit ſeiner Pferde-
Brücke. (Senſationell!) Mr. Geretti,
Bravour-Equilibriſt auf dem hohen Flug-
ſeil. Die Schweſtern Edith und
Minna, Gymnaſtikerinnen auf dem ein
fachen Reck. 5 Siſters Dianag,
Darſtellerinnen von lebenden Marmor-
gruppen, nach den Werken moderner und
antiker Meiſter. Die Geo Frenchs

Ein bill. wachſ. Hund wird zu kaufen
geſucht. Frau Treppenhauer, Trödel 19 II.

m M t4 Plüssen
e Fleischergasse 25

JHriänstltcie Akte.
n

Plombieren ete.

Strickgarne
beſten Qualitäten empfiehl
zu billigſten Preiſen

II. Nebersbausen f.
1Moritzzwinger I.

Truppe, excentriſche Bravour Roll-
ſchuhläufer. Fräulein Hermine
Orla, Lieder und Konzertſängerin.
Die Geſchw. Anna und Sigmund
Linneé, OriginalGeſangs und Cha-
rakter-Duettiſten.

Beginn 8 Uhr. Ende 11 Uhr.
17 Graseweg 17.

Die beſten Kuhkäſe, vorz. im Geſchm.,
à Schock 2 u. 3 F. Starkre

Tiſchler mit Werkzeug geſucht.
Unger, Völlberg.

Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Aug.

reJ m v 2

An 2225 e 727 7„53

l. Michaelis
große Ulrichſtraße 25

Jägerſche
Normalhemden

für Herren von 75 an.
Interzeuge für Kinder von 40 an

Herren-Unterhoſen von 75 an.

Jagdweſten
für Herren von 1.50 an.

Capotten
für Kinder von 60 an,
für Damen von 1 an.
Barchenthemden

für Kinder von 50 an, für Er-
wachſene von 90 an.

Strümpſe,
ZephirKinder-Strümpfe v. 30 an,

ſchwarze do. bis zu den beſten

geſtrickt von 90 an,
zu

äußerſt billigen Preiſen.

I. Michaelis
gr. Ulrichſtr. 25.

S Bei r von 3 M,an gewähre 4 Rabatt.

Geſangs-Vorträge von 5 Damen u.
2 Herren ſtatt.

Möbelfabrik und Magazin
31 Fleiſchergaſſe 31.

Empfehle mein großes Lager an
rkannt gut ſolid gearbeiteter Möbel

und Polſterwaren der Zeit an-
paſſend zu billigſten Preiſen.

H. Zergmann, öiſchlermſtr.

Bernh. Grunwald
Möbelfabrik und Magazin

Halle a. S., Rathausgaſſe 6
empfiehlt I großes Lager ſelbſtgefer-
tigter Möbel, Spiegel u. Polſter-

waren zu billigſten Preiſen.
Fabrik und Lager Kein Laden.

Deshalb billigſte Bezugsquelle f. Möbel.

Abbruch,
roſße Märkerſtraße 24, nahe am

Markt, ſind Thüren, Fenſter, Bretter,Nutz- und Brennholz, Dach „Bruch- u.

Mauerſteine, eine Hausthür ſpottbillig
zu verkaufen.

Kartoffeln.
Grofßzer Vorrat verſchied. Sorten,

gute haltbare Winterware, hochf.
Magnum bonum ä Ztr. 2 5 Liter

20 Beſtellungen werden reell und
ſchnell beſorgt. Jn den nächſten Tagen
treffen ganz vorzügliche Blaßrote ein
bei Oskar Heller, Steinweg 32.

W Aepfel
billig zu verkaufen Hohenzollernſtr. 5.

Kohlrüben,
ſchöne gelbe Speiſeware, angekommen
bei Franz Enie, Friedrichsplatz.
Anſt. Schlafſt., vh., ſep. Eg. Parkſtr.23, III I.

empfiehlt

Qualitäten.

Röcke

Groß Halle. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (e. S. m. 5. H), Halle.


	Volksblatt <Halle, Saale>
	1893
	Monat
	Tag
	Nr. 252.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]






